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(Antrag der Abgeordneten Dr. Jungmann, FrauKalinke 
und der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Grundsätzlich wird auf die Regierungsvorlage Drucksache VI/385 
verwiesen? der Regierungsentwurf eines Gesetzes über tech- 
nische Assistenten in der Medizin ist jedoch in folgenden 
wesentlichen drei Punkten unzureichend; 

1 . Ausbildungsdauer, 

2. Umfang der Berufstätigkeit der medizinisch-technischen 
Assistenten, 

3. Status der medizinisch-technischen Gehilfen. 


B. Lösung 

1. Zur Erlangung der in Zukunft notwendigen Qualifikation 
der technischen Assistenten in der Medizin wird eine Aus- 
bildungsdauer von drei Jahren vorgeschlagen. Im Rahmen 
dieser Gesamt-Ausbildungsdauer sollten während des 
1. Vierteljahres den Lehrgangsteilnehmern in geregeltem 
Unterricht Grundkenntnisse der praktischen Krankenpflege 
in dazu geeigneten Krankenanstalten vermittelt werden. 

2. Entsprechend dem Berufsbild des medizinisch-technischen 
Assistenten wird vorgeschlagen, dem § 9 des Gesetzes einen 
besonderen Absatz 3 hinzuzufügen, der bestimmt, daß die 
dem technischen Assistenten in der Medizin vorbehaltenen 
qualifizierten Tätigkeiten „nicht in selbständiger Berufstätig- 
keit und nur im Auftrag eines Arztes, Zahnarztes oder Tier- 
arztes ausgeübt werden" dürfen. 

3. Nur durch die gesetzliche Verankerung und attraktive Aus- 
gestaltung des Berufs der medizinisch-technischen Gehilfen 
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als eines Berufs unterhalb des medizinisch-technischen Assi- 
stenten kann die Sicherstellung der für die medizinisch-tech- 
nische Versorgung erforderlichen Arbeitskräfte auf lange 
Sicht gewährleistet werden. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU schlägt daher — 
über die Vorschrift des § 15 des Regierungsentwurfs hinaus, 
die lediglich die Weitergeltung erworbener Erlaubnisse der 
medizinisch-technischen Assistenten betrifft — weitere Bestim- 
mungen über den Beruf des medizinisch-technischen Gehilfen 
vor. Die einheitliche gesetzliche Regelung der Berufe des medi- 
zinisch-technischen Assistenten und des medizinisch-technischen 
Gehilfen entspricht dem Krankenpflegegesetz vom 15. Juli 1957 
{BGBl. I S. 716) in der Fassung vom 20. September 1965 (BGBl. I 
S. 1443), wo u. a. die Berufe des Krankenpflegers und des Kran- 
kenpflegehelfers zusammen normiert sind. 


C. Alternativen 

Keine 


D, Kosten 


Keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Jungmann, Frau Kalinke 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über technische Assistenten und Gehilfen in der Medizin 

(MTAG-G) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


L ABSCHNITT 

Die medizinisch-technischen Assistenten 


1. TITEL 
Die Erlaubnis 

§ 1 

Der Erlaubnis bedarf, wer eine Tätigkeit unter 

der BerufiSbezeichnung 

1. „mediziniisch- technischer Laboratoriumisaissisteiit" 
oder „medizinisch-technische Laboratoriumsassi- 
stentin", 

2. „mediz?inisch- technischer Radiologieassistent" 
oder „medizinisch-technische Radiologieassisten- 
tin" oder 

3. „veterinärmedizinisch- technischer Assistent" oder 
„veterinärmedizinisch- technische Assistentin" 

ausüben will. 

§ 2 

Eine Erlaubnis nach § 1 wird erteilt, wenn der 

Antragsteller 

1. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, 
aus dem sich die Unzuverlässigkeit zur Aus- 
übung des Berufs ergibt, 


2. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens, 
wegen Schwäche seiner geistigen oder körper- 
lichen Kräfte oder wegen einer Sucht zur Aus- 
übung des Berufs unfähig oder ungeeignet ist, 

3. in der Fachrichtung, für die die Erlaubnis bean- 
tragt wird, nach einem dreijährigen Lehrgang 
die staatliche Prüfung bestanden hat, 

§ 3 

(1) Die Erlauibnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „medizinjisch-techni- 
scher Laboratoriumsassistent" oder „medizinisch- 
technische Laboratordumsassistentin" wird' abwei- 
chend von § 2 Nr, 3 auch erteilt, 

1. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 2 besitzt, wenn er nach einem einjährigen 
Lehrgang die staatliche Prüfung für medizinisch- 
technische Laboratoriumsassistenten bestanden 
hat, 

2. einem Antragsteller, der eine Erlauibnis nach § 1 
Nr. 3 besitzt, wenn er nach einem Ergänzungs- 
lehrgang von drei Monaten die staatliche Ergän- 
zungsprüfung für medizinisch-technische Labora- 
toriumsassistenten bestanden hat. 

(2) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „medizinisch-techni- 
scher Radiologieasisistent" oder „medizinisch-tech- 
nische Radiologieassistentin" wird abweichend von 
§ 2 Nr. 3 auch einem Antragsteller erteilt, der eine 
Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 oder nach § 1 Nr. 3 besitzt, 
wenn er nach einem einjährigen Lehrgang die staat- 
liche Prüfimg für medizinisch-technische Radiologie- 
ass'istenten bestanden hat. 
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(3) Die Erlaubnis zur Ausübung einer Tätigkeit 
unter der Berufsbezeichnung „veterinärmedizirLisch- 
technischer Assistent" oder „veterinärmedizinisch- 
technische Assistentin" wird abweichend von § 2 
Nr. 3 auch erteilt, 

1. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 2 besitzt, wenn er nach einem einjährigen 
Lehrgang die istaatliche Prüfung für veterinär- 
medizinisch-technische Assistenten bestanden 
hat, 

2. einem Antragsteller, der eine Erlaubnis nach § 1 
Nr. 1 besitzt, wenn er nach einem Ergänzungs- 
lehrgang von drei Monaten die staatliche Ergän- 
zungsprüfung für veterinärmedizinisch-technische 
Assistenten bestanden hat. 

§ 4 

Eine außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge- 
setzes erworbene abgeschlossene Ausbildung gilt 
als Ausbildung im Sinne des Gesetzes, wenn die 
Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nachge- 
wiesen ist. 

§ 5 

(1) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn bei 
ihrej Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 2 
Nr. 1 und 2 nicht Vorgelegen hat, in der betreffenden 
Fachrichtung die staatliche Prüfung nicht bestanden 
oder die Ausbildung nach § 4 nicht abgeschlossen 
war. 

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nach- 
träglich die Voraussetzung nach § 2 Nr. 1 weggefat- 
len ist. 

(3) Die Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 2 
Nr. 2 weggefallen ist. 

§ 6 

In den Fällen der Rücknahme oder des Widerrufs 
einer Erlaubnis ist der Betroffene vorher zu hören. 

§ 7 

(1) Die Lehrgänge nach diesem Gesetz werden an 
Lehranstalten durchgeführt, die als zur Ausbildung 
geeignet staatlich anerkannt sind. Sie umfassen je- 
weils eine theoretische und praktische Ausbildung. 

(2) Zu den Lehrgängen nach § 2 Nr. 3 wird zuge- 
lassen, wer eine abgeschlossene Reälschulbildung 
oder eine andere gleichwertige Ausbildung nach- 
weist. 

(3) Die zuständige Behörde hat auf Antrag eine 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes abgeleistete 
nicht abgeschlossene Ausbildung als medizinisch- 
technischer Assistent einer der drei von diesem 
Gesetz erfaßten Fachrichtungen auf einen Lehrgang 
in einer anderen Fachrichtung anzurechnen, soweit 


die Ausbildung der für diesen Lehrgang vörgeschrie- 
benen Ausbildung gleichwertig ist. 

(4) Darüber hinaus kann die zuständige Behörde 
eine Ausbildung, die nicht nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes abgeleistet ist, jedoch inhaltlich 
ganz oder teilweise mit einer Ausbildung nach 
diesem Gesetz übereinstimmt, auf einen Lehrgang 
nach diesem Gesetz anrechnen, soweit die erworbene 
Ausbildung der für diesen Lehrgang vorgeschriebe- 
nen Ausbildung gleichwertig ist. 

§ 8 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit regelt durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates in Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnungen für mediziinisch-technischeLaboratoriums- 
assistenten, für medizinisch-technische Radiologie- 
assistenten und für veterinärmedizinisch-technische 
Assistenten die Mindestanforderungen an die Lehr- 
gänge und das Nähere über die staatlichen Prüfun- 
gen und Ergänzungsprüfungen. Dabei ist für die drei- 
jährigen Lehrgänge für die drei von diesem Gesetz 
erfaßten Fachrichtungen (§ 2 Nr. 3) eine inhalt- 
lich übereinstimmende Grundausbildung von sechs 
Monaten zu Beginn des Lehrgangs vorzuschreiben. 
Die Lehrgänge für medizinisch-technische Laborato- 
riumsassistenten und für medizinisch-technische 
Radiologieassistenten nach § 2 Nr. 3, der Ergän- 
zungslehrgang nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und der Ergän- 
zungslehrgang nach § 3 Abs. 2 für Inhaber einer 
Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 müssen eine dreimonatige 
praktische Ausbildung in der Krankenpflege in einer 
Krankenanstalt umfassen, soweit sie für die Aus- 
übung des Berufs des medizinisch-technischen Assi- 
stenten erforderlich ist. Eine anderweitige gleichwer- 
tige Ausbildung in der Krankenpflege ist auf diesen 
Teil der Ausbildung anzurechnen. In der Rechtsver- 
ordnung ist ferner die Anrechnung von Unterbre- 
chungen auf den Lehrgang zu regeln. 


2. TITEL 

Vorbehaltene Tätigkeiten 
§ 9 

(1) Auf dem Gebiet der Humanmedizin dürfen 

1. die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1 ausgeübt werden: 

a) Hilfeleistungen bei feingeweblichen und cyto- 
logischen Untersuchungen, 

b) Arbeiten auf dem Gebiet der klinischen 
Chemie, 

c) Arbeiten auf dem Gebiet der Hämatologie 
und Immunhämatologie, 

d) Arbeiten auf dem Gebiet der Mikrobiologie 

(einschließlich Parasitologie) und auf dem 
Gebiet der Serologie. 

Zu den unter Buchstaben a bis d genannten 
Tätigkeiten zählen nicht einfache vorbereitende 
Tätigkeiten, einfache qualitative und quantita- 
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tive Untersuchungen von Körperflüssigkeiten 
und Ausscheidungen, die Färbung von Blutaus- 
strichen, die Zählung der roten und weißen Blut- 
körperchen und die Bestimmung des Hämoglo- 
bins, Nährbodentechnik sowie einfache serolo- 
gische Untersuchungen, soweit dabei nicht mit 
lebenden Antigenen gearbeitet wird; 

2. die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 2 ausgeübt werden: 
Hilfeleistungen bei der Anwendung ionisierender 
Strahlen und bei der Anwendung radioaktiver 
Stoffe. Hierzu zählen nicht Hilfeleistungen bei 
Röntgenaufnahmen mit Schirmbildgeräten, die 
mit bauart-geprüften Schutzkabinen ausgestattet 
sind, so daß bei der höchsten vorgesehenen Auf- 
nahmezahl die Ortsdosis von 0,1 R je Woche an 
allen Arbeits- und Aufenthaltsplätzen des Perso- 
nals nicht überschritten wird. 

(2) Auf dem Gebiet der Veterinärmedizin dürfen 
die folgenden Tätigkeiten nur von Personen mit 
einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 ausgeübt werden: 

1. Arbeiten, die den in Absatz 1 Nr. 1 genannten 
entsprechen und 

2. Arbeiten auf dem Gebiet der Untersuchung von 
Lebensmitteln tierischer Herkunft. Hierzu zählen 
nicht einfache vorbereitende Tätigkeiten und 
Hilfeleistungen. 

(3) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 
bezeichneten Tätigkeiten dürfen von den in § 1 
genannten Personen nicht in selbständiger Berufs- 
tätigkeit und nur im Aufträge eines Arztes, Zahn- 
arztes oder Tierarztes ausgeübt werden. 

§ 10 

(1) § 9 Abs. 1 und 2 findet keine Anwendung auf 

1. Personen, die auf Grund einer abgeschlossenen 
Hochschulbildung über die erforderlichen Fach- 
kenntnisse zur Ausübung der genannten Tätig- 
keiten verfügen, sowie Zahnärzte, die die Bestal- 
lung gemäß §§ 8 bis 10 des Gesetzes über die 
Ausübung der Zahnheilkunde erhalten haben, 

2. Personen, die sich in einer die erforderlichen 
Fachkenntnisse vermittelnden beruflichen Aus- 
bildung befinden, soweit sie Arbeiten ausführen, 
die ihnen im Rahmen ihrer Ausbildung über- 
tragen sind, 

3. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 3, die 
eine vorbehaltene Tätigkeit auf einem der in § 9 
Abs. 1 Nr. 1 genannten Gebiete ausüben, wenn 
sie nach dem Erwerb der Erlaubnis während eines 
Zeitraumes von zwei Monaten unter Aufsicht 
einer der in Nummer 1 genannten Personen auf 
diesem Gebiet tätig gewesen sind, 

4. Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, die 
eine vorbehaltene Tätigkeit auf einem der in § 9 
Abs. 2 Nr. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 1 
oder § 9 Abs. 2 Nr. 2 genannten Gebiete aus- 
üben, wenn sie nach dem Erwerb der Erlaubnis 
während eines Zeitraumes von zwei Monaten 


unter Aufsicht einer der in Nummer 1 genannten 
Personen auf diesem Gebiet tätig gewesen sind, 

5. Personen mit einer staatlich geregelten, staat- 
lich anerkannten oder staatlich überwachten ab- 
geschlossenen Ausbildung, wenn sie eine der 
vorbehaltenen Tätigkeiten nach § 9 ausüben, so- 
fern diese Tätigkeit Gegenstand ihrer Ausbil- 
dung und Prüfung war, 

6, Personen, die unter Aufsicht und Verantwortung 
einer der in Nummer 1 genannten Personen tätig 
werden. 

(2) Für die in Absatz 1 Nr. 5 genannten Personen 
gilt § 9 Abs. 3 entsprechend. 


11. ABSCHNITT 

Die medizinisch-technischen Gehilfen 


1. TITEL 
Die Erlaubnis 

§ 10 a 

(1) Soweit nicht nachfolgend etwas anderes be- 
stimmt ist, gelten die §§ 1 bis 8 entsprechend mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle der Worte „Assi- 
stent" oder „Assistentin" die Worte „Gehilfe" oder 
„Gehilfin" treten. 

(2) Anstelle der Worte „dreijährigen Lehrgang" 
in § 2 Nr. 3 und „einjährigen Lehrgang" in § 3 sind 
die Worte „einjährigen Lehrgang" bzw. „Lehrgang 
von 6 Monaten" einzusetzen. 

(3) Anstelle der Worte „abgeschlossene Real- 
schulbildung" in § 7 Abs. 2 sind die Worte „abge- 
schlossene Volksschulbildung" zu setzen. 

(4) Anstelle der Worte „dreijährigen Lehrgänge" 
bzw. „Grundausbildung von sechs Monaten" in § 8 
sind die Worte „einjährigen Lehrgänge" bzw. 
„Grundausbildung von drei Monaten" sowie an- 
stelle der Worte „dreimonatige praktische Ausbil- 
dung" die Worte „einmonatige praktische Ausbil- 
dung" zu setzen. 


2. TITEL 
Tätigkeiten 

§ 10b 

(1) Zu den Tätigkeiten des medizinisch-tech- 
nischen Laboratoriumsgehilfen und der medizinisch- 
technischen Laboratoriumsgehilfin gehören einfache, 
vorbereitende Hilfeleistungen bei feingeweblichen 
und cytologischen Untersuchungen, einfache quali- 
tative und quantitative Untersuchungen von Körper- 
flüssigkeiten und Ausscheidungen, die Färbung von 
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Blutausstridien, die Zählung der roten und weißen 
Blutkörperchen und die Bestimmung des Hämo- 
globins, Nährbodentechnik sowie einfache serolo- 
gische Untersuchungen, soweit dabei nicht mit le- 
benden Antigenen gearbeitet wird. 

(2) Zu den Tätigkeiten des medizinisch-tech- 
nischen Radiologiegehilfen und der medizinisch- 
technischen Radiologiegehilfin gehören insbesondere 
Hilfeleistungen bei Röntgenaufnahmen mit Schirm- 
bildgeräten, die mit bauart-geprüften Schutzkabinen 
ausgestattet sind, so daß bei der höchsten vorge- 
sehenen Aufnahmezahl die Ortsdosis von 0,1 R je 
Woche an allen Arbeits- und Aufenthaltsplätzen des 
Personals nicht überschritten wird. 

(3) Zu den Tätigkeiten des veterinärmedizinisch- 
technischen Gehilfen und der veterinärmedizinisch- 
technischen Gehilfin gehören die den in Absatz 1 
genannten Arbeiten entsprechenden Verrichtungen 
auf dem Gebiet der Veterinärmedizin und einfache 
vorbereitende Tätigkeiten und Hilfeleistungen auf 
dem Gebiet der Untersuchung von Lebensmitteln 
tierischer Herkunft. 

(4) § 9 Absatz 3 gilt entsprechend für die medi- 
zinisch-technischen Gehilfen. 

(5) Medizinisch-technische Gehilfen und medizi- 
nisch-technische Gehilfinnen erhalten die Erlaubnis 
nach § 1 Nr. 1, 2 oder 3 abweichend von § 2 Nr. 3, 
wenn sie nach Teilnahme an einem um sechs Mo- 
nate verkürzten Lehrgang die staatliche Prüfung in 
der betreffenden Fachrichtung bestanden haben. 

(6) Medizinisch-technische Gehilfen und medizi- 
nisch-technische Gehilfinnen, die mindestens zehn 
Berufsjahre nachweisen, erhalten abweichend von 
§ 2 Nr. 3 eine Erlaubnis nach § 1 Nr. 1, 2 oder 3, 
wenn sie die staatliche Prüfung in der betreffenden 
Fachrichtung bestanden haben. Die Teilnahme an 
einem Lehrgang ist nicht erforderlich. 


III. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten 

§ 11 

(1) Die Entscheidungen nach §§ 2, 3 und 10 a, 14 
Abs. 1 und 2 und § 15 Abs. 2 und 3 trifft die zu- 
ständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller die Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach §§ 2 und 3 in Ver- 
bindung mit § 4, nach § 5 und nach § 10 a trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem der Antrag- 
steller oder der Inhaber der Erlaubnis 

1, seinen Wohnsitz hat, 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 nicht 
gegeben ist, seinen Wohnsitz begründen will, 
oder 


3. wenn eine Zuständigkeit nach Nummer 1 oder 2 
nicht gegeben ist, zuletzt seinen Wohnsitz gehabt 
hat. 

(3) Die Entscheidungen über die staatliche An- 
erkennung einer Lehranstalt nach § 7 Abs. 1 Satz 1 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem 
die Anstalt liegt. 

(4) Die Entscheidungen nach § 7 Abs. 3 und 4 
trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem der 
Antragsteller an einem Lehrgang teilnehmen will. 

(5) Die Landesregierung bestimmt die zur Durch- 
führung dieses Gesetzes zuständigen Behörden. 


IV. ABSCHNITT 

Ordnungswidrigkeiten 

§ 12 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis 
eine der in §§ 1, 10 a oder 13 genannten Berufs- 
bezeichnungen führt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 


V. ABSCHNITT 

Übergangsbestimmungen 

§ 13 

(1) Eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über die 
Ausübung des Berufs der medizinisch-technisdien 
Assistentin vom' 21. Dezember 1958 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 981), geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Ausübung des Berufs 
der medizinisch-technischen Assistentin vom 18. Juli 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011), gilt als Erlaubnis 
im Sinne des § 1 Nr. 1 und des § 1 Nr. 2. Der In- 
haber der Erlaubnis führt die Berufsbezeichnung 
„medizinisch-technischer Assistent“ oder „medizi- 
nisch-technische Assistentin“. 

(2) Als Erlaubnis nach § 1 Nr. 3 gilt 

1. eine Anerkennung als technische Assistentin oder 
technischer Assistent an veterinärmedizinischen 
Instituten entsprechend den Bestimmungen der 
Bekanntmachung über die Ausbildung der veteri- 
närmedizinisch-technischen Assistentinnen des 
Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 
19. April 1943 (Bayerisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 71) und nach den Bestimmungen 
des Runderlasses des Preußischen Ministers für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 8. Juli 
1930 betr. staatliche Prüfung von technischen 
Assistentinnen an veterinärmedizinischen Insti- 
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tuten in der Fassung des Runderlasses des 
Reichsministers des Innern vom 22. September 
1941 (Ministerialblatt des Reichs- und Preußi- 
schen Ministeriums des Innern S. 1750), 

2. eine Anerkennung als veterinärmedizinisch-tech- 
nische Assistentin oder veterinärmedizinisch- 
technischer Assistent nach den Bestimmungen 
des Erlasses des Badischen Ministeriums der 
Landwirtschaft und Ernährung vom 27. März 1952 
über die Ausbildung, Prüfung und staatliche An- 
erkennung landwirtschaftlich-technischer und 
veterinärmedizini'sch-techniischer Assistentinnen 
(Ministerialblatt der Landesregierung von Baden 
S. 114). 

(3) Eine Erlaubnis nach § 1 der Ersten Verord- 
nung über die Berufstätigkeit und die Ausbildung 
medizinisch-technischer Gehilfinnen und medizi- 
nisch-technischer Assistentinnen vom 17. Februar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 371) gilt als Erlaubnis im 
Sinne des § 10 a in Verbindung mit § 1 Nr. 1 und 
§ 1 Nr. 2. Der Inhaber der Erlaubnis führt die Be- 
rufsbezeichnung „medizinisch-technischer Gehilfe" 
oder „medizinisch-technische Gehilfin". 


§ 14 

Auf Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes als medizinisch-technische Assisten- 
ten oder Assistentinnen Arbeiten im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nr. 3 oder 4 des Gesetzes über die Ausübung 
des Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 
vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), 
geändert durch Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch-tech- 
nischen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1011) Jn selbständiger Berufstätigkeit regel- 
mäßig ausgeführt haben, findet § 9 Abs. 3 keine An- 
wendung. 

§ 15 

(1) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als medizinisch-technische Assi- 
stentin oder medizinisch-technischer Assistent wird 
nach den bisher geltenden Vorschriften abgeschlos- 
sen. Nach Abschluß der Ausbildung erhält , der Be- 
werber eine Erlaubnis nach § 1 des Gesetzes über 
die Ausübung des Berufs der medizinisch-tech- 
nischen Assistentin vom 21, Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 981), geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assistentin vom 
18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1011). 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als technischer Assistent oder als 
technische Assistentin an veterinärmedizinischen In- 
stituten oder als veterinärmedizinisch-technischer 
Assistent oder als veterinärmedizinisch-technische 
Assistentin wird nach den bisher geltenden Vor- 
ischriften abgeschlossen. Nach Abschluß der Aus- 
bildung erhält der Bewerber eine Erlaubnis nach 
§ 1 Nr. 3. 


(3) Eine vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begon- 
nene Ausbildung als medizinisch-technischer Gehilfe 
oder als medizinisch-technische Gehilfin wird nach 
den bisher geltenden Vorschriften abgeschlossen. 
Nach Abschluß der Ausbldung erhält der Bewerber 
eine Erlaubnis nach § 10 a in Verbindung mit § 1 
Nr. 1 oder § 1 Nr. 2. 

(4) Lehranstalten für medizinisch-technische Assi- 
stentinnen und medinisch-technische Gehilfinnen, 
Lehranstalten für veterinärmedizinisch-technische 
Assistentinnen und Lehranstalten für technische 
Assistentinnen an veterinärmedizinischen Instituten, 
die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die staatliche 
Anerkennung erhalten haben, gelten weiterhin als 
staatlich anerkannt, falls die Anerkennung nicht 
zurückgenommen wird. 

§ 16 

Eine Erlaubnis zur berufsmäßigen Ausübung der 
Tätigkeit als medizinisch-technische Gehilfin, die auf 
Grund der in § 21 des Gesetzes über die Ausübung 
des Berufs der medizinisch-technischen Assistentin 
vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1011), bezeichneten Bestimmungen vor 
Inkrafttreten des genannten Gesetzes erteilt worden 
ist, gilt im bisherigen Umfang weiter. 


VI. ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

§ 17 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Übe rle i tungsgesetze s . 

§ 18 

Unberührt bleiben 

1. bundesgesetzliche Vorschriften, die für die Aus- 
übung bestimmter Tätigkeiten den Besitz einer 
Erlaubnis zur Ausübung diieser Tätigkeiten vor- 
schreiben, 

2. die Vorschriften des Fleischbeschaurechts. 

§ 19 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
Gleichzeitig treten, soweit «sich nicht aus § 15 Abs. 1 
und 2 etwas anderes ergibt, außer Kraft: 
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1. das Gesetz über die Ausübung des Berufs der 
medizinisch-technischen Assistentin vom 21. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 981), geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung des Berufs der medizinisch- 
technischen Assistentin vom 18. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1011), 

2. der Runderlaß des Preußischen Ministers für 
Landwirtschaft, Domänen und Forsten vom 
8. Juli 1930 betr. staatliche Prüfung von tech- 
nischen Assistentinnen an veterinärmedizinischen 
Instituten in der Fassung des Runderlasses des 
Reichisministers des Innern vom 22. September 
1941 (Ministerialblatt des Reichs- und Preußi- 
fschen Ministeriums des Innern S. 1750), 


3. der Erlaß des Badischen Ministeriums der Land- 
wirtschaft und Ernährung vom 27. März 1952 
betr. Bestimmungen über die Ausbildung, Prü- 
fung und staatliche Anerkennung landwirtschaft- 
lich-technischer und veterinärmedizinisch-techni- 
scher Assistentinnen (Ministerialblatt der Lan- 
desregierung von Baden S. 114), soweit er sich 
auf veterinärmedizinisch -technische Assistentin- 
nen bezieht, 

4. die Erste Verordnung über die Berufstätigkeit 
und die Ausbildung medizinisch-technischer Ge- 
hilfinnen und medizinisch-technischer Assisten- 
tinnen vom 17. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. 1 

S. 371), soweit sie nicht schon außer Kraft getre- 
ten ist. 


Bonn, den 25. Fetbruar 1970 


Dr. Jungmann 
Frau Kalinke 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


Grundsätzlich wird auf die Regierungsvorlage | 
— Drucksache W385 - — verwiesen; der Regierungs- 
entwurf eines Gesetzes über technische Assistenten 
in der Medizin ist jedoch in folgenden wesentlichen I 
drei Punkten unzureichend: 

1. Ausbildungsdauer, 

2. Umfang der Berufstätigkeit der medizinisch-tech- 
nischen Assistenten, 

3. Status der medizinisch-technischen Gehilfen. 

Nach überwiegender Auffassung der beteiligten 
Fachleute und Organisationen stellt der Fortschritt 
der medizinischen Wissenschaft auch ständig zu- 
nehmende Anforderungen an den medizinisch-tech- 
nischen Dienst. Dies gilt um so mehr, als die ge- 
trennten Ausbildungsgänge des Laboratoriums- und 
des Radiologieassistenten nicht, wie vielfach an- 
genommen, eine Verminderung, sondern vielmehr ; 
eine Erweiterung und Vertiefung des Ausbildungs- i 
Stoffes zur Folge haben. 

Das Interesse des gesundheitlichen Schutzes der 
Bevölkerung erfordert dringend, daß die den medi- 
zinisch-technischen Assistenten vorbehaltenen qua- i 
lifizierten Tätigkeiten nicht in selbständiger Berufs- | 
tätigkeit der medizinisch-technischen Assistenten , 
ausgeübt werden dürfen. I 

Schon seit Jahren wird das Bedürfnis erkannt und i 
anerkannt, auch in der Bundesrepublik Deutschland ' 
neben den medizinisch-technischen Assistenten ent- j 
sprechend der internationalen Entwicklung den Be- ! 
ruf der medizinisch-technischen Gehilfen gesetzlich j 
zu verankern und ihn damit zugleich auch so attrak- | 
tiv wie möglich zu gestalten. | 

Im einzelnen werden folgende Maßnahmen vorge- j 
schlagen: | 

1. Zur Erlangung der in Zukunft notwendigen Qua- j 
lifikation der technischen Assistenten in der Me- ‘ 
dizin wird eine Ausbildungsdauer von drei Jah- ! 
ren vorgeschlagen. Im Rahmen dieser Gesamt- | 
Ausbildungsdauer sollten während des 1. Vier- ! 
teljahres den Lehrgangsteilnehmern in geregel- ' 
tem Unterricht Grundkenntnisse der praktischen ' 


Krankenpflege in dazu geeigneten Krankenan- 
stalten vermittelt werden. 

2. Entsprechend dem Berufsbild des medizinisch- 
technischen Assistenten wird vorgeschlagen, dem 
§ 9 des Gesetzes einen besonderen Absatz 3 hin- 
zuzufügen, der bestimmt, daß die dem tech- 
nischen Assistenten in der Medizin vorbehal- 
tenen qualifizierten Tätigkeiten „nicht in selb- 
ständiger Berufstätigkeit und nur im Auftrag 
eines Arztes, Zahnarztes oder Tierarztes ausge- 
übt werden" dürfen. 

3. Nur durch die gesetzliche Verankerung und att- 
raktive Ausgestaltung des Berufs des medizi- 
nisch-technischen Gehilfen als eines Berufs unter- 
halb des medizinisch-technischen Assistenten 
kann die Sicherstellung der für die medizinisch- 
technische Versorgung erforderlichen Arbeits- 
kräfte auf lange Sicht gewährleistet werden. 
(Vgl. dazu vor allem Deutsche Krankenhausge- 
sellschaft, Das Krankenhaus, Heft 8/1969, S. 327). 
Die Vorschläge der Weltgesundheitsorganisation 
zielen ebenfalls auf eine vertikale Gliederung 
des Berufs. In Deutschland regelte bereits die 
„Erste Verordnung über die Berufstätigkeit und 
die Ausbildung medizinisch-technischer Gehilfin- 
nen und medizinisch-technischer Assistentinnen" 
vom 17. Februar 1940 (RGBl. I S. 371 ff.) nicht 
nur den Beruf der medizinisch-technischen Assi- 
stentin, sondern zugleich auch den der medizi- 
nisch-technischen Gehilfin. 

Durch § 21 des Gesetzes über die Ausübung des 
Berufs der medizinisch-technischen Assisten- 
tinnen vom 21. Dezember 1958 (BGBL I S. 981) 
wurden die Bestimmungen über die medizinisch' 
technischen Gehilfen der Verordnung vom 
17. Februar 1940 dann im wesentlichen außer 
Kraft gesetzt. 

Moderne Vorschläge über das Berufsbild und 
die Ausbildung eines medizinisch-technischen Ge- 
hilfen enthalten die „Richtlinien für den Beruf 
und die Ausbildung der technischen Helfer und 
Helferinnen in der Medizin" vom 27. März 1969 
(empfohlen von der Deutschen Krankenhausgesell- 
schaft, Das Krankenhaus, Heft 8/1969, S. 327 ff.). 
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